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Kurzübersicht zur beiliegenden Beschlussvorlage 
 

Anlass Mit dem Antrag Nr. 20-26 / A 04126 vom 01.09.2023 wurde die Stadtver-
waltung von der SPD / Volt – Fraktion aufgefordert Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass bei allen städtischen Wohnungen und den Wohnungen 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaften die Mieten auch über den 
31.12.2024 hinaus nicht erhöht werden. Die Stadtkämmerei solle im Zuge 
dessen für den Haushalt 2025 entsprechende Finanzierungskonzepte er-
arbeiten, die sicherstellen, dass die Handlungsfähigkeit der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften gewährleistet bleibt. 
Die Stadtratsfraktion Die Linke. / Die Partei fordert in Ihrem Antrag Nr. 20-
26 / A 03880, Ziffer 1 vom 06.06.2023, die GEWOFAG und 
die GWG unter anderem (u.a.) auf, über den städtischen Mietenstopp 
hinaus keine Modernisierungsumlage zu erheben. 

 
 
 

Inhalt Der stetig steigende Bedarf an preisgünstigem Wohnraum ist 
insbesondere in München ein wachsendes Risiko in der Wohnungspolitik. 
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Die Höhe der Mieten ist für sehr viele Münchner Haushalte die zentrale 
wirtschaftliche Frage und damit die wichtigste soziale Frage der 
Landeshauptstadt München in den nächsten Jahren und Jahrzehnten. 

Angesichts der Tatsache, dass die Mieten in München im Vergleich zum 
bundesweiten Durchschnitt sehr hochpreisig sind und die Landeshaupt-
stadt München sich das Ziel setzt den Erhalt von bezahlbarem Wohnraum 
zu sichern, schlägt das Referat für Stadtplanung und Bauordnung, vor, 
den Mieten-Stopp fortzusetzen.  
 

Gesamtkosten/ 
Gesamterlöse 

-/- 

Entscheidungs-
vorschlag 

1. Der städtische Mieten-Stopp München wird fortgesetzt. Damit werden 
bei allen Wohnungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
GEWOFAG Holding GmbH und GWG Städtische Wohnungsgesell-
schaft München mbH (ab 01.01.2024 der Münchner Wohnen) und des 
Kommunalreferats die Mieterhöhungen weiterhin ausgesetzt. Es gilt 
die Wohnungsbestandsmiete zum Zeitpunkt des 01.08.2019.  

 
2. Die Modernisierungsumlage für die Wohnungen der Wohnungsbauge-

sellschaft Münchner Wohnen sowie für die Wohnungen des Kommu-
nalreferats bleibt ab 01.08.2024, neben den bereits geltenden 5 %, 
auf 2 € pro m² innerhalb eines Zeitraums von 6 Jahren begrenzt. Die 
Modernisierungsumlage ist weiterhin von der Grundmiete zu trennen 
und fällt nach der Amortisierung weg. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die vorgenannten Regelungen zur 

Modernisierungsumlage weiterhin bei allen städtischen Programmen 
für den geförderten und preisgedämpften Mietwohnungsbau (Münch-
ner Wohnungsbau, München Modell-Miete und -Genossenschaften, 
Konzeptioneller Mietwohnungsbau) auf städtischen Flächen bei Woh-
nungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften zu vereinbaren 
und bei ihrer Förderentscheidung zu berücksichtigen. 

 
4. Die beiden städtischen Wohnungsbaugesellschaften, bzw. ab 

01.01.2024 die Münchner Wohnen, werden/wird gebeten, die Be-
schlusslage des Stadtrates bei der Aufstellung der Wirtschaftsplanung 
zu berücksichtigen.  
 

5. Der Antrag Nr. 20-26 / A 04126 von der SPD / Volt – Fraktion vom 
01.09.2023, eingegangen am 01.09.2023 ist damit geschäftsord-
nungsgemäß behandelt. 

 
6. Der Antrag Nr. 20-26 / A 03880, Ziffer 1 von DIE LINKE.Die PARTEI 

vom 06.06.2023, eingegangen am 06.06.2023 ist damit geschäftsord-
nungsgemäß behandelt 
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I. Vortrag der Referentin 
 
Zuständig für die Entscheidung ist die Vollversammlung des Stadtrates gem. §§ 2 Nr. 15 und 4 
Nr. 9b der Geschäftsordnung der Landeshauptstadt München nach Vorberatung im Ausschuss 
für Referat für Stadtplanung und Bauordnung. 
 
 
1. Anlass 

 
Eine zentrale Herausforderung der Stadtentwicklungspolitik ist die Schaffung und Sicherung 
von ausreichend bezahlbaren Wohnungen. Die Landeshauptstadt München geht hierbei be-
reits als gutes Beispiel voran. Zunächst wurde durch Beschluss des Stadtrates am 25.07.2018 
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die „Städtische Mietpreisbremse München“(Mietpreisbremse) beschlossen (Sitzungsvorlagen 
Nr. 14-20 / V 11853). Durch die dort beschlossenen Regularien wurden Mietsteigerungen auf 
maximal 10 % des eigenfinanzierten Bestandes innerhalb von 5 Jahren, mit einer Mietober-
grenze von max. 90% des aktuellen Mietspiegels sowie die Erhebung von Modernisierungs-
umlagen auf 5% sowie auf 3 € pro m² innerhalb von 6 Jahren bei den städtischen Wohnungs-
baugesellschaften und dem Kommunalreferat begrenzt. Die Modernisierungsumlage war hier-
bei von der Grundmiete zu trennen und sollte nach der Amortisierung wegfallen. Regelungen 
zu Mieterhöhungen im geförderten Bestand erfolgten in dieser Beschlussvorlage nicht. 
 
Mit Beschluss vom 24.07.2019 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 15518) beschloss die Vollver-
sammlung des Stadtrates der Landeshauptstadt München dann den „Städtischen Mieten-
Stopp München“. Aufgrund dieses Beschlusses wurden ab dem 01.08.2019 bis zum 
31.07.2024 bei allen Wohnungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften GEWOFAG 
Holding GmbH (GEWOFAG) und GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH 
(GWG) sowie des Kommunalreferates (KR) Mieterhöhungen ausgesetzt. Die Modernisie-
rungsumlage wurde ab 01.08.2019, neben den bereits geltenden 5 %, auf 2 € pro m² innerhalb 
eines Zeitraums von 6 Jahren begrenzt. Auch hier gilt, dass die Modernisierungsumlage von 
der Grundmiete zu trennen ist und nach der Amortisierung wegfällt. Der Mieten-Stopp gilt für 
alle Wohnungen im Eingriffsbereich der Landeshauptstadt München und überlagert die Miet-
preisbremse. 
 
Vom Stadtrat der Landeshauptstadt München wurden zwei Anträge zum Thema „Bezahlbarer 
Wohnraum“ gestellt, die in dieser Vorlage behandelt werden. 
 

 Mit dem Antrag der SPD/Volt-Fraktion Nr. 20-26 / A 04126 vom 01.09.2023 wurde die 
Stadtverwaltung aufgefordert Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass bei allen städti-
schen Wohnungen und den Wohnungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
die Mieten auch über den 31.12.2024 hinaus nicht erhöht werden. Die Stadtkämmerei 
solle im Zuge dessen für den Haushalt 2025 entsprechende Finanzierungskonzepte 
erarbeiten, die sicherstellen, dass die Handlungsfähigkeit der städtischen Wohnungs-
baugesellschaften gewährleistet bleibt. 

 
 Die Stadtratsfraktion Die Linke. / Die Partei fordert in ihrem Antrag Nr. 20-26 / A 03880, 

Ziffer 1 vom 06.06.2023, die GEWOFAG und die GWG unter anderem auf, über den 
städtischen Mietenstopp hinaus keine Modernisierungsumlage zu erheben. 
 
 

2. Ausgangslage 
 
Der stetig steigende Bedarf an preisgünstigem Wohnraum ist insbesondere in München ein 
wachsendes Risiko in der Wohnungspolitik. Die Landeshauptstadt München setzt sich bereits 
seit Jahren für gesetzliche Änderungen sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene ein. 
Wichtige gesetzliche Änderungen für den Erhalt bezahlbaren Wohnraum, die insbesondere 
einen echten Effekt erzielen, wurden angekündigt, blieben bisher jedoch aus. Der 
Landeshauptstadt München ist es ein großes Anliegen, dass Mieter*innen nicht aus ihrem 
gewohnten Umfeld verdrängt werden, weil sie sich die Miete nicht mehr leisten können.  

 
Ziel der Landeshauptstadt München ist es als Vorbildfunktion und im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten in Zusammenarbeit mit den städtischen Wohnungsbaugesellschaften dem 
weiterhin steigenden Bedarf an preisgünstigem Wohnraum gerecht zu werden. 
 
Deutlich wird diese Tatsache auch im Rahmen einer Datenerhebung des Bundesverbandes 
deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen im ersten Halbjahr 2022 für vier deutsche 
Großstädte. In der nachfolgenden Grafik, Erhebung für das erste Halbjahr 2022, ist deutlich 
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sichtbar, dass das Mietpreisniveau in München im bundesweiten Durchschnitt sehr hoch ist: 
 

 
Quelle: GEWOFAG Holding/ GWG München 

 
Im Vergleich zu den Großstädten Berlin, Hamburg und Köln lag die Durchschnittsmiete der 
Kommunalen Wohnungsunternehmen in München um mindestens 0,59 € pro m² höher als in 
den dargestellten Großstädten. Im Bereich der frei finanzierten Wohnungen lag die Differenz 
der Durchschnittsmieten Münchens schon im ersten Halbjahr 2022 vergleichsweise um min-
destens 6,67 € pro m² höher als bei anderen Metropolen Deutschlands.  
 
Der ungebrochene Zuzug nach München und die Ansiedlung weiterer Firmen führen dazu, 
dass die Mieten in München stetig weiter ansteigen, zusätzlich belastet die Mieter* innen ein 
enormer und noch nicht final überschaubarer Anstieg der Mietnebenkosten. 

Die Inflationsrate, welche die durchschnittliche Preisentwicklung für Waren und 
Dienstleistungen privater Haushalte widerspiegelt, hat sich im Vergleich zu den letzten Jahren 
außerdem vervielfacht. Im Schnitt lag die Inflationsrate in den letzten 10 Jahren bei 
durchschnittlich 1,9%, im Jahr 2022 lag diese schon bei 6,9 %*, Tendenz gleichbleibend hoch.  
*Quelle Statistische Bundesamt (Destatis) I 2023 
 
 

3. Aktueller Wohnungsbestand und Betrachtungen zur Mietpreisentwicklung 
 

Von den insgesamt 69.254 Wohneinheiten der GEWOFAG und der GWG sind aktuell 29.655 
Wohneinheiten gebunden/preisgedämpft und 39.599 Wohneinheiten ungebunden/keinen För-
derbestimmungen unterliegend. 
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Quelle: GEWOFAG Holding/ GWG München 

 
Der Wohnungsbestand im ungebundenen Bereich wird überwiegend von Wohnraum geprägt, 
der aus der Bindung des geförderten preisgedämpften Wohnungsbaus gefallen ist. Abwei-
chend zu ehemals geförderten Wohnungen privater Dritter unterliegt dieser Anteil bei den städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaften anschließend weiterhin den Regularien der städtischen 
Programme zur Mietpreisregulierung gemäß der im Satzungszweck der Wohnungsbaugesell-
schaften verankerten Aufgabe der sicheren und sozial verantwortbaren Wohnungsversorgung 
der breiten Schichten der Münchner Bevölkerung. Die Landeshauptstadt München hat als 100 
prozentige Gesellschafterin der städtischen Wohnungsbaugesellschaften die Möglichkeit, auch 
deren aus der Bindung gefallenen Wohnungen dauerhaft in der städtischen Eingriffsreserve zu 
halten und die Versorgung der Münchner Bevölkerung mit preisgedämpften Wohnraum mit 
Konzepten wie beispielsweise dem städtischen Mietenstopp, der Mietpreisbremse oder dem 
Konzept Soziale Mietobergrenze (KSM) sicher zu stellen. Diese Vorgenweise sichert langfristig 
auf kommunaler Ebene bezahlbaren Wohnraum in München und wird zuverlässig durch die 
städtischen Wohnungsbaugesellschaften umgesetzt. 
 
Der Abstand der Bestandsmieten der städtischen Wohnungsbaugesellschaften zum privaten 
Wohnungsmarkt beträgt aktuell durchschnittlich 56 %, zum Münchner Mietspiegel 42 %. 
Im ungebundenen Wohnungsbestand der städtischen Wohnungsbaugesellschaften hat sich 
der Abstand zur Mietspiegelmiete seit 2018 von 3,30 € pro m², inzwischen auf 6,10 € pro m² 
erhöht. 
 
Die nachfolgende Grafik verdeutlicht die Mietpreisentwicklung und vergleicht unmittelbar die 
Durchschnittsmieten der städtischen Wohnungsbaugesellschaften mit der Entwicklung des 
Münchner Mietspiegels und dem privaten Wohnungsmarkt in München von 2018 bis 2023 in 
€/m²: 

39.599

29.655

Wohnungen GEWOFAG/ GWG München (69.254 Wohneinheiten)

ungebundene/keinen
Förderbestimmungen
unterliegende

gebundene/preisgedämpfte
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Quelle: GEWOFAG Holding/ GWG München 

 
Die aktuelle Durchschnittsmiete beider Gesellschaften beträgt in 2023 8,44€ pro m². Im Ver-
gleich zum Mittelwert des Münchner Mietspiegels, welcher bei 14,58 € pro m² liegt, ist die 
durchschnittliche Marktmiete sogar bei durchschnittlich 20 € pro m² angesiedelt. 
 

4.  Modernisierungsumlage und finanzielle Belastung der Mieter*innen 
 
Gemäß Mieten-Stopp wird eine Modernisierungsumlage von 5 % erhoben, maximal aber 2 € 
innerhalb von 6 Jahren. Aus der Modernisierungsumlage können Erlöse kumuliert bis 2030 in 
Höhe von gesamt 8,31 Mio. € erzielt werden, bis 2040 in Höhe von gesamt 32,05 Mio. €.  
 
Bei einer zu erwartenden Preisentwicklung zugunsten der Fernwärme wird sich die Einsparung 
bei der Umstellung von Gas und Öl auf Fernwärme oder Wärmepumpen zukünftig weiter ver-
größern und der wirtschaftliche Nutzen der Mieter* innen nach einer Heizungsumstellung wei-
ter ansteigen. Im Zuge dessen ist mit einer zusätzlichen finanziellen Entlastung der Mieter* 
innen zu rechnen. 
 
Durch die energetische Bestandssanierung entstehenden Kosten, die teilweise im Rahmen der 
Modernisierungsumlage auf die Mieter*innen umgelegt werden können, die dadurch zu erwar-
tenden Ersparnisse kompensieren diese zusätzliche finanzielle Belastung der Mieter* innen 
nahezu vollständig. 

Eine finanzielle Mehrbelastung der Mieter*innen, aufgrund der unveränderten Modernisie-
rungsumlage, welche für die energetischen Sanierung erhoben werden kann, in Kombination 
mit einer Heizungsumstellung, ist damit nicht zu erwarten. 

 

5. Fortsetzung Mietenstopp 

Der stetig steigende Bedarf an preisgünstigem Wohnraum ist insbesondere in München ein 
wachsendes Risiko in der Wohnungspolitik. Die Höhe der Mieten ist für sehr viele Münchner 
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Haushalte die zentrale wirtschaftliche Frage und damit die wichtigste soziale Frage der Lan-
deshauptstadt München in den nächsten Jahren und Jahrzehnten. 

Angesichts der Tatsache, dass die Mieten in München im Vergleich zum bundesweiten Durch-
schnitt sehr hochpreisig sind und die Landeshauptstadt München sich das Ziel setzt, den Er-
halt von bezahlbarem Wohnraum zu sichern, schlägt das Referat für Stadtplanung und Bau-
ordnung vor, den Mieten-Stopp fortzusetzen.  

 
6. Finanzielles Engagement der Landeshauptstadt München 

Im gesetzlichen Rahmen sind in regelmäßigen Abständen Mieterhöhungen möglich, in Mün-
chen wird die Mietpreisbremse vom Mieten-Stopp überlagert, die diese Mieterhöhungen defi-
niert, siehe Regularien zu Mieterhöhungen unter den Bedingungen der Mietpreisbremse, Ziffer 
1 dieser Beschlussvorlage. Mit der Fortsetzung des Mieten-Stopps tragen die GEWOFAG und 
die GWG weiterhin zu einer Dämpfung des Mietniveaus bei und leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum in München.  

Über die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum hinaus engagieren sich die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften u.a. schwerpunktmäßig mit einer ambitionierten Neubauoffensive 
sowie künftig verstärkt Maßnahmen zur Klimaneutralität, der Steigerung der energetischen 
Bestandssanierungsquote, breitflächigen Heizungsumstellungen und der ambitionierten Pho-
tovoltaik-Ausbaustrategie.  

Damit die Wohnungsbaugesellschaften ihrem satzungsmäßigen Zweck nachkommen können, 
ist die Gewährung von zusätzlichen Finanzmitteln für die städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften, in Form der Übertragung städtischer Grundstücke sowie von jährlichen Bareinlagen 
einschließlich zusätzlicher Bareinlagen aus Sonderprogrammen erforderlich. 
 
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung als Betreuungsreferat bleibt mit der Fortschrei-
bung der Finanzierungsbedarfe beauftragt und wird den Stadtrat bedarfsgerecht mit entspre-
chenden Finanzierungsvorlagen, die zur Aufgabenerfüllung notwendig sind, befassen. 

 
Behandlung von Stadtratsanträgen 

Mit der Entscheidung der Vollversammlung des Stadtrates über die Fortsetzung des Städti-
schen Mieten-Stopps München und im Zuge dessen die Modalitäten zur Modernisierungsum-
lage unverändert bleiben, sind die nachfolgend genannten Stadtratsanträge zu dieser Thema-
tik behandelt:  

 Antrag Nr. 20-26 / A 04126 von der SPD / Volt – Fraktion vom 01.09.2023, eingegan-
gen am 01.09.2023 

 Antrag Nr. 20-26 / A 03880, (Ziffer 1) von DIE LINKE.Die PARTEI vom 06.06.2023, ein-
gegangen am 06.06.2023 
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Beteiligung der Bezirksausschüsse 

Die Satzung der Bezirksausschüsse sieht in der vorliegenden Angelegenheit kein Anhörungs-
recht der Bezirksausschüsse vor. 

Die Vorlage wurde von der Stadtkämmerei zur Kenntnis genommen. 

Die beiden städtischen Wohnungsbaugesellschaften wurde die Beschlussvorlage zugeleitet. In 
Ihrer Stellungnahme weisen diese unter anderem auf die Kostenerhöhung um mehr als 30 % 
in den Bereichen Verwaltung und insbesondere Instandhaltung sowie auf die Steigerung des 
Verbraucherpreisindexes von rund 18 % hin. Ein erhöhtes finanzielles Engagement der Lan-
deshauptstadt München müsse das Eigenkapitaldelta in den Bereichen Ertüchtigung des eige-
nen Bestandes sowie der Erreichung der Neubau- und Sanierungsziele ausgleichen. Beihilfe-
rechtliche Anforderungen sind in der Regel nur mit rentablen Investitionen über Bareinlagen zu 
erfüllen. Mit den geringen bzw. stagnierenden Einnahmen steigt die Wahrscheinlichkeit außer-
ordentliche Abschreibungen auf Immobilien vornehmen zu müssen und trägt zu unerwünsch-
ten negativen Jahresergebnissen bei. Diese wiederum wirken sich negativ auf die Unterneh-
mensbonität aus und damit auf die Konditionen bei künftigen Fremdmittelaufnahmen.  

Um die ambitionierte Sanierungs- und Klimaschutzziele der Landeshauptstadt München wirt-
schaftlich umsetzen und die vollständigen Fördermittel abschöpfen zu können, ist aus Sicht 
der Gesellschaften, die Modernisierungsumlage bis zur maximalen Kappungsgrenze von 2 € 
pro m² gemäß Mieten-Stopp erforderlich. Die zusätzliche Deckelung der Modernisierungsum-
lage auf 5% sollte zugunsten der zwischenzeitlich verbesserten gesetzlichen Regelung entfal-
len. Ungeachtet dessen gilt die Härtefallregelung aus § 559 Abs. 4 BGB, die eine Deckelung 
der Umlage in Abhängigkeit vom Einkommen vorsieht. 

Auf Basis dieser Ausführungen können die Gesellschaften der uneingeschränkten Fortsetzung 
des Städtischen Mieten-Stopps und damit dieser Beschlussvorlage nicht zustimmen. 

Dem Korreferenten für das Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Herrn Stadtrat Bickel-
bacher, dem zuständigen Verwaltungsbeirat, Herrn Stadtrat Höpner, sowie dem zuständigen 
Verwaltungsbeirat für das Beteiligungsmanagement, Herrn Stadtrat Prof. Dr. Hoffmann, ist 
jeweils ein Abdruck der Beschlussvorlage zugeleitet worden. 
 

II. Antrag der Referentin 
 
Ich beantrage Folgendes: 

 
1. Der städtische Mieten-Stopp München wird fortgesetzt. Damit werden bei allen 

Wohnungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften GEWOFAG Holding GmbH und 
GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH (ab 01.01.2024 der Münchner 
Wohnen) und des Kommunalreferats die Mieterhöhungen weiterhin ausgesetzt. Es gilt die 
Wohnungsbestandsmiete zum Zeitpunkt des 01.08.2019.  

 
2. Die Modernisierungsumlage für die Wohnungen der Wohnungsbaugesellschaft Münchner 
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Wohnen sowie für die Wohnungen des Kommunalreferats bleibt ab 01.08.2024, neben 
den bereits geltenden 5 %, auf 2 € pro m² innerhalb eines Zeitraums von 6 Jahren be-
grenzt. Die Modernisierungsumlage ist weiterhin von der Grundmiete zu trennen und fällt 
nach der Amortisierung weg. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die vorgenannten Regelungen zur Modernisierungsumla-

ge weiterhin bei allen städtischen Programmen für den geförderten und preisgedämpften 
Mietwohnungsbau (Münchner Wohnungsbau, München Modell-Miete und -
Genossenschaften, Konzeptioneller Mietwohnungsbau) auf städtischen Flächen bei Woh-
nungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften zu vereinbaren und bei ihrer Förder-
entscheidung zu berücksichtigen. 
 

4. Die beiden städtischen Wohnungsbaugesellschaften, bzw. ab 01.01.2024 die Münchner 
Wohnen, werden/wird gebeten, die Beschlusslage des Stadtrates bei der Aufstellung der 
Wirtschaftsplanung zu berücksichtigen.  
 

5. Der Antrag Nr. 20-26 / A 04126 von der SPD / Volt – Fraktion vom 01.09.2023, eingegan-
gen am 01.09.2023 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt. 
 

6. Der Antrag Nr. 20-26 / A 03880 ( Ziffer 1) von DIE LINKE.Die PARTEI vom 06.06.2023, 
eingegangen am 06.06.2023 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt. 
 

7. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 
 
 
 
 
 
 
 

III. Beschluss  
nach Antrag  

 
 
Über den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrates endgültig 
entschieden.  
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt München 
 

 
 
Der / Die Vorsitzende Die Referentin 
 
 
 
 
 
 
 
Ober-/Bürgermeister/-in Prof. Dr. (Univ. Florenz)  
 Elisabeth Merk 
 Stadtbaurätin 
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IV. Abdruck von I. - III. 

Über die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP) 
an das Direktorium Dokumentationsstelle   
an das Revisionsamt 
an die Stadtkämmerei 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 

 
 

 
V. WV Referat für Stadtplanung und Bauordnung – SG 3  

zur weiteren Veranlassung. 
 

Zu V.: 
1. Die Übereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird 

bestätigt. 
2. An das Direktorium HA II – BA (x)  
3. An den Bezirksausschuss   

 
4. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – SG 3/SG 2 
5. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA I 
6. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA II 
7. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA III 
8. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA IV 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 

 
9. Mit Vorgang zurück zum Referat für Stadtplanung und Bauordnung HA  

 
 
 
Am  
 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung SG 3  






















